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DER BUNDESKANZLER 

Zl.27.222-PrM/71 

J21 /IA.t3: 
ZU ,JJ;f;.f / J. 
Präs. am . .!.3·," S~971 

Parlamentarische Anfrage Nr.821/J 
an die Bundesregierung,betteffend 
Maßnahmen der B!J.ndesreglerung für 
die b~uerliche Bev~lkerung 

An den 

·Pr1fSidenten des Nationalrates 
Di pI. Ing. Karl WALDBRUNNER, 

1010 Wie n 
========= 

8.september 1971 

Die Abgeordneten zum Nationalrat PFEIFFER und Genossen 

haben am 15.Juli 1971 unter der Nr.821/J an die Bundesregie­

rung eine Anfrage, betreffend Maßnahmen der Bundesregierung 

für die b~uerliche Bev~lkerung gerichtet, die folgenden Wort­

laut hat: 

"Am Ende ct:r Herbstsession des Na tionalra tes 1970/71 wur­

den an alle Mitglieder der Bundesregierung Interpellationen 

betreffend die Durchführung der Regierungserkl~rung gerichtet . 

. Diese Anfragen wurden im Laufe der Mona te f1ärz und April 1971 

von den befragten Regierungsmitgliedern in sehr ausführlicher 

. ". Weise - getrennt nach Ressorts - beantwortet. 

In den seither vergangenen Monaten hat die Bundesregie­

rung ihre Bemühungen um die verwirklichung dieses Regierungs­

programmes intensiv fortgesetzt. 

Um einen Überblick zu erhalten, welche Maßnahmen der Bun­

desregierung von besonderer Bedeutung für die bäuerliche Be­
völkerung sind, stellen die unterzeichneten Abgeordneten an 

di.e Bundesregierung ge~ß § 71 GOG die nachstehende 

A nf rag e 

VIelehe Maßnahmen haben die einzelnen Mitglieder der Bun­

desregierung oder die Bundesregierung als Ganzes in Verwirk­

li6hung der Regierungserklärung oder über die Regierungser­

klärung hinausgehende gesetzt, die für die bäuerliche Bevöl­

kerung von Bedeutung sind?" 

. /. 
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Ich be~hre mich, diese Anfrage namens der Bundesregie­

rung wie folgt zu beantworten: 

Wie bereits in dem der Einleitung der Anfrage dienenden 

Text von den anfragenden Abgeordneten festgestellt wurde,ist 

die Bundesregierung bemüht gewesen, die von ihr in der Regie­

rungserklärung dargelegten Z1.ele zu realisieren.Die Bemühungen 

um die Verwirklichung dieses Regierungsprogrammes wurdeh stets 

in tens i v ge fürlrt . 

Zur Darstellung der von elen einzelnen Regierungsmttglie­

dern in di.esem Sinne gesetzten IVjaßnahm~;n habe ich d:i.E? (;<i..n;J.;el---nen Bundesminister um stellungnahmen ersucht und diese - dem 

Wortlaut der Anfrage folgend - ressortweise zusammengefaßt. 

1.Bundeskanzleramt: 

Im Rahmen der ERP-Jahresprogramme wurden für die Land- und 

Forstwirtschaft 1970/71 und 1971/72 je 200 M10 S zugeteilt. 

Die 2ute U. ung biJ.li.ger EHP-Kredi te an dle Land·· und Fors twirt­

schaft soll vor allem die großen strukturellen Umstellungen, 

die von der Landwirtschaft gefordert werden, erleichtern. Dazu 

ist eine VerbessE'rw1g der vel'marktungseinrichtungen,der ;,bsatz­

organisa tionen und Verarbei tungsbetriebe not\'lendtg, vor allem 

auch dureh GeriJe inschaftsei.nrich turigen. 

Eine besonders wiehtige Neuerung im letzten ERP-Jahresprogramm 

ist die Bereitstellung von Mitteln fUr die Schaffung von Zu­

und Nebenerwerbsmöglichkeiten. 

Im einzelnen sind für das Wirtschaftsjahr 1971/72 Kredite für 

folgende Zwecke vorgesehen: 

- Verstärkung des der Landwirtschaft dienenden Stromnetzes, 

- agr~rische Operatiönen, 

- Verbesserung des !"bsatzes und der Vermarktung, 

.. 

- Schaffung von Einrtchtungen zur Förderung der Arbeitsteilung. 

Träger dieser Investitionsmaßnahmen sollen vor allem land­

wirtschaftliche Interessengemeinschaften sein. 

Kredite zur Erschließung ni·chtlandwirtschaftlicher Zu- und Neben­

erwerbsmöglichkeiten werden im engen Einvernehmen mit der im 

Bundesmlnisterium für Handel, Gewerbe und Industrie eingerichtetE'D 
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Fachkomrnission vergeben wer'den. 

Für die Forst0irtschaft sind Kredite vorgesehen zur Neuauf­

forstung von Flächen, die~anders nicht nut~bar sind, für 

Bestandswnwandlung;und Wi~deraufforstung nach Katastrophen­

,f~llen, ferner fUr die Auf~chließung schwer zug~nglicher Wald­

best~nde, für Wohnungen vön forstwirtschaftlichen Dienstneh­

mern und fUr di~Kooperation der Kleinwaldbesitzer in Gemein-

~chaftsformen zur Rationalisierung des Kleinwaldbesitzes. 

3. Bundesministerium [Ur soziale Verwaltung: -
Qozl·01ver~1·chpruna. ~.. (..4._' .~~:) .,J.,.!___ ... c-

,Bezüglich der in der Regierungserkl~rung in Aussicht ge­

stellten schrittweisen Verbesserung der Pensionsversicherung 

der Selbst,indigen in der Larichllrtschaft i'vird auf die 1.Novelle 

zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl.Nr. 389/70, hin-

gevliesen. 

, ,Im Bereich der Bauern-Pensionsversicherung sind insbe­

soridere folgende Leistungsveibe~~erungen anzuführen: 

Maßnahmen zugunsten der Hinterbliebenen (Erh~hung der 

Witwenpension auf 60 v.H. der Versichertenpen~ion, damit ver­

.bunden Erhöhung der HaisenpensiOn, Milderung der Ausschließungs­

/gründe i,'ür den Anspruch ;,auf HitvJenpension), Berücksichtigung 

vonSchulausbildJ~gszeiten als Ersatzzeiten, Erhöhung der Richt-
, , 

sätze für die Ausgleichszulage ab 1.Juli1971; ebenso wurde 

die im AllgemeinenSozialversIcherungsgesetz ~nd im Gewerblichen 

Selbst~ndigen-Pensionsversicherungsgesetz vorgesehene Milderung 

der Ruhensbestimmungen in das-'B~PVG übernommen. 

Die' Bedeutung dieser' Maßnahmen kann daran ermessen \1erden, 

daß auf' Grund der ab 1 . . Juli 1971 erfolgten Richtsatzerh~hung den 

Begünstigten im bäuerlichen Bereich im zweiten Halbjahr 1971 

25~I"lil1. S, im JahI}e 1972 _ 55 Mill. S mehr an Ausgleichszulage 

.zufließeri werden. 
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Der Erfolg und die ;'Iirl{samkeit der vom Bundesministerium 

für soziale Verwal tung er,srIffenen, und in der Bea.ntwortun[S der 

parlamentarischen Anfrage Nr. 438/J näher dargestellten MaB­

nahrne~für die bäuerliche Bevölkerung ergeben siCh aus den 

folgenden Zahlen über den gesamten finanziellen Aufwand für 

~ar,be i tsmarkt po 1 i t i sehf: r·1af3nahmen: 

1970 

1971 

-
___ ]_, _', Ha} bj ahr 

59 t1:io. S 

84 I'üo.S 

170 Mio.S 

ganzes cTahr 
------------~~ 

9).+ !Viio. S 

162 Mio.S 

335 Mio.S (geschtitz­
ter Gesamtaufwand) 

Der Gesamtaufwand fUr das Jahr 1971 steht noch nicht fest, 

ist jedoeh auf Grund der berelts eingegangenen Verpfl:Lchtungen 

und der vom Bundesrninisterium für söziale Verwaltung in die 

Wege geleiteten Inanspruchnahme zus~tzlicher Mitt?l nach A~tikel 

111 Abs. 3 des Bundes-Finanzgesetzes 1971 mit großer Wahrschein­

lichkeit zu fixieren, da mit einer vollen AusnUtzung diese;3 Be­

trages zu rechnen ist. 

Die Vergleichbarkeit 1969 und den übrigen cTahren ist nicht 

ganz gegeben, weIl 1969 auch aridere Betr~ge als ,solche fUr Bei­

hilfen in dIe Zahlen einbezdgen sind und in der Zwischenzeit 

aus budgettecilnischen Gründen ,<=ine Veränderung der Budgetglie­

derung eingetreten ist. 

In diesem R'2.hmen bildet die ; wie schon seinerzeit aus-

ge fUhrt - Unterstützung von Arbeitskräften, die aus der Land­

wirtschaft tn die gewerblichen Berufe abwandern vwllen, einen 

besonc1eren Sc rl"/fe rpunkt • 1:[enn auch der Anteil der LandHirtscLaft 

an den einzelnen ForderungsmaBnahmen statü.,tischnicht erfaBt 

ist und daher nicht ziffernmäß.ig ausgewiesen werden kann, ist 

doch zu bemerken, daß ein beträchtlicher,Teil der Arbeitsmarkt­

förderung der landwi~tschaftlichen Bevölkerung zugute kommt. 

Sö wurden von dem fUr die Ausbildungsbeihilfen im ersten Halb­

jahr 19'11 aufgevlendeten Betrag von 35,,8 r"Iill. ungefähr 20 % für 

die aus der Landwirtschaft .k00menden Lehrlinge ausgezahlt. Für 
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Land- und Forstarbeit~r wurden ca. 61.000 Gutscheine für den' 

Erwerb von Winterarbe~tskleidung ausgegeben, wodurch ihnen die 

Arbe i t erle iclltert werden konnte. ])er AufvJGmd 'tJ1rd nach Ein­

lösung aller ausgegebenen Gutschelne voraussj_cht1:Lch fUr Ar­

beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft ca. 19 Mio.S be­

tragen. Eine Mitte Juni 1971 vom Bundesminibterium fUr söziale 

Verwaltung, vom Bundesministerium fUr Land- und Forstwirtschaft 

und von der Präsidenten]wnferenz der Landwirtschaftskammern 

Österreichs veranstaltete Enquete. bei der die Erfolge der Zu­

sammenarbeit des Bundesministeriums fUr soziale Verwaltung-mit ..... 
den Landwirtschaftskammern und Bezirksbauernkammern zur Errei­

chung der arbeit~marktpolitischen Zielsetzung erörtert wurden, 

ergab, daß diese Zusammenarbeit reibungslos funktioniert. 

Kriegsopfer~ersorgung: 

Die Bundesregierung hat im November 1970 dem Nationalrat 

den Entwurf einer Novelle zum Kriegsopferversorgungsgesetz i zur 

v8rfassungsm1=U3igen Beharldlung vorgelegt. Diese Novelle, die am 

lI~November 1970 vom Nationalrat beschlossen w6rden ist (BGBl. 

Nr.35o/1970), sieht mit Wirkung vom I.Juli 1971fUr die bäuer­

lichen Kriegsopfer Verbesser~ngen der Versorgungsleistungen 

durch e~ne niedrigere Bewertung des Einkommens aus land- und 

:forstwirtschaftlichen Betrieben vor. Bei diesen Verbesserungen 

hahd~lt es sich um Maßnahmen der Bundesregierung, die Uber 

den Rahmen der Regierungserklärung hinausgehen. 

4. Bundesministeriurn für Finanzen: 

Das Bund,esministerium für Finanzen hat keine Maßnahmen für. die 
bäuerliche Bevölkerung gesetzt, für dle es federführend zustäna:Lg 

wäre. ~s hat j~doch bedeutende Mittel bereitgestellt, um anderen 

R'essorts, vor allem dem Bundesministerium fUr Land- und Forst­

wirtschaft und d2m Bundesministerium für soziale Verwaltung, 

derartige Maßnahmen zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang sei 

darauf hi-ngevJiesen, daß im Jahre 1970 mit dem 2.BudgetUber­

schreitungsg~~etz 36 Mio.S als Bergbauernzuschuß zusätzlich 

f1 üssiggema.cht wurden. Um oe rVerte uerung des Dieseltreibstoffes 

Rechnung zu tragen, ist von 1970 auf 1971 dJe stützu_ng für die 

Treibstoffverbilligungim Bundesvoranschlag von 218 Mlo.S auf 
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280 Hio.S erhöht worden. Im ,Jahre 1971 wurden die Tüttel [Ur 

die Treibstoffverbl11igung durch das ,1.EudgetUberschreitungs­

gesetz um weitere 28 Mio.S aufgestockt. Ferner sind in diesem 

Jahr dem Schutzwasserbau des Bundesmihisteriums fUr Land- und 

Forstwirtschaft, der weitgehend auch der b~uerlichen Bevölke­

rung zugute kommt, durch dle Novellierung deS Kat.astrophen-

fondsgesetzes 50 l'fJLo.S zusätzlich zugewiesen '\;v:;n'den. Schließ-

lieh sei erwähnt, daß fUr die soziale Sicherheit der bäuer­

lichen Bevölkerung auf Grund des Bundesvoranschlages 1971 

bei Kap. 16 um rund 500 Mio.S mehr aufgewendet werdfn als 

nach 'Pdem Bundesvoranschlag 1970. 

2. BUl1::'i8sminister'ium für Vmd- und Forstv!1rtschaft: ----
Gesetze, Verordnungen~ Erlässe: 
==================~============ 

1 ~l"[ nun~lQ~~e~-~ry DGPl ~11~ ~1~/1~7o • 1 J I 1..) "', \., e .... I.:,.::; -' ...... c: \ .... i...J J:') [J..J J- • ... • r _ c:.. ";j wurde die Geltungs-

dauer e!es Landwi:c·tscl1aftsgesetzes bis 31.Dezem.ber 1971 
verlä:lgE'~l't. Die 1111 t rJ :ieser Nove 11e vorgenommenen tinc1e-

rungen des Gesetzes betreffend die Zielsetzungen, , . 
Qle 

den heutigen Gegebenheiten der Wirtschaftspolitik an-

gepaBt wurden (funktionsfähiger ländlicher Raum als 

Voraussetzung fUr die Er~altung eines wirtschaftlich 

ges0ndenBauernstandes; Notwendigkeit der Integrierung 

der Landwirtschaft in die Gesamtwirtschaft). Ferner 

wurde der durch § 7 des Landwirtschaftsgesetzes gebilde­

ten Kommission 'das Recht eingeräumt, einvernehmliche 

Empfehlungen hinsichtlich der in Aussicht zu nehmenden 

FörderllngsschvJerpunkte zu erstatten. 

Durch die Marktordnungsgesetz-Novell~ 1970, BGB1.Nr.175J 

wurde .die Geltungsdauer des Marktordnungsgesetzes zunächst 

bis 31.Dezember 1970 verlängert. Maßgebend fUr die Ver­

längerung um ein halbes Jahr war, daß innerhalb dieses 

Zeitraumes in einer hiefUr eingesetzten Arbeitsgruppe 

Reformvorschläge zum Gesetz ausgearbeitet werden sollten. 

Das Ergebnis dieser Beratungen hat seinen Niederschlag 

in der 2.Marktordnungsgesetz-Novelle 1970, BGBl.Nr.411, 

gefunden. Mit diesem Gesetz wurde das Marktordnungsgesetz 

um ein weiteres Jahr verlängert und eine erste Phase 

von Maßnahmen zur Rationalisierung und Struktupverbes-
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serungin der Mi-Icl1'\-Jirtschaft -eingeleitet. Ferner enthält 

die Novelle eine'Reihe technischer Verbesserungen, die in 

ihrer O~~amtheit eine wes~ntlich wirksamere Anwendung des 

f/IarJ.ctordnungsgesetzes e:CI'Jarten läßtj herVorzuheben s1nd 

die Bestimmungen, mit denen zur GeNährleistung einer gleich­

mäßigen und ausreichenden Versorgung bei bestimmten Import­

w~ren (Futtergetreide bZ1.'i. Vieh llnd Fleisch) die Lenkungs­

befugnisse der Fonds erHeitert '/mrden. 

Entsprechend den Verlä.nge~ungen der anderen mit Verfassungs­

bestimmung versehEmen \Hrtschaftsgesetze ~'ltirde im Berichts­

jahr" auch die Gelt ungsdauerde s, Le bensmi t tel bewirtschaftungs­

gesetz 1952 zweimal erstreckt: mit Gesetz BGB1~Nr. 176/1970 

bis zum 31.Dezember 1970 und'mit Gesetz BGBI.Nr.413/1970 

bis zum 31.Dezember 1971. D~s Lebensmittelbewirtschaftungs­

gesetz bildet eine notwendige Erg~inzung zum Marktordnungs­

gesetz. Darüber hin~us sihd ~ie LenkungsmaBnahmen, die das 

G~setz errnöglicht, <wei terhin von Bedeutuni; für den Fa,ll von 

Versorgungsschwterigkeiten. 

Auf Grund der Futtermittelgesetz-Novelle 1970, BGBI.Nr.180, 

ist die Einfuhr von F'uttermittelzubereitungen grundsätzlich 

nur zulässig, Henn ,diese in das von der Landwirtschaftlich­

chemischen Buridesversuchsahstalt in \'lien geführte Register 

eingetragen sind. Prämix~für Futtermittel dürfen nur einge­

rghrf werden, ltleru1 ihre:s~imengung zu Futtermi tteln zuge­

lassen ist. 

Durch die Pflanzenschutzgesetz;:'Novelle 1970, BGBI.Nr. 181, 

wurden. Bestirnrnungen über die Einfuhr von Pflanzenschutzrni t­

teIn in das','Ges'etz eingefügt. Auf Grund dieser Regelung dür­
fen Pflanzenschützmittel aus dem Ausland grundsätzlich nur 

_ eingeführt v-Terden,>,wenI1 sie den Bestimmungen des Gesetzes 
entsprechend genehmigt: wurden uhd daher in das von der Bundes­

anstalt für Pflanzenscbutz geführte Register eingetragen 

sind. 

Durch dai"Flefschbeschau-Ubergangsgesetz 1971 Hurde die 

Flej.schbeschauverordnung . ausverfassungsrechtlichen Gründen 

auf Gesetzesstu:fe ,gehoben .. Als bedeutende Neuerung d-ieses 

'I 
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Geset,zes im Sinne d8r Erhaltung der Volks,gesundheit kann 

die generelle Einführung der·Trichinenuntersuchung ange- . 

sehen werden.· 

Nach den Bestimmungen der 2.Landarbeitsgesetz-Novelle 

(BdBl.Nr.318/1971) soll der Urlaubsanspruch von 24 Werktagen 

bereits nach 1 opienstj ahren und nicht \'1ie blsher erst 

nach 15 Dienstjahren bestehen. Darüber hinaus soll der 

Urlaubsanspruch im I.Dienstjahr bereits nach 6 Monaten statt 

",ie bishel~ nach 9 Monaten bestehen. 

Di1! 3.Laridcifbeitsgesetz~Novelle (BGBl.}Tr.333/1971) bringt 

Verbesserungen auf dem Gebiete der Betriebsverfassung und 

dic,Bildungsfreistellung. 

Nach Inkrafttreten der Weingesetznovelle 1971 (BGBl.Nr.334/ 

1971) ist es leichter als bisher möglich, österreichischen 

Qualit~tswein in den EWG Raum zu exportieren. Die Absatz-

. sorgen der Weinbauern werden somit wesentlich geringer als 

bisher sein. 

Durch Verordnung des Bundesministeriums für Land- und Forst­

wlrtschaft wurden die Bergbauernbetriebe, diegemäB § 2 

Abs.2 des Landwirtschaftsgesetzes bei der Vollziehung dieses 

Gesetzes besonders zu berücksicht~gensind, neu bezeichnet. 

Dll.rch die Verodnung des BundBsminist.ers für Land- und Forst­

wirtschaft vom 30. Juni 1970, BGBl.Nr.303, wurden "Qualitäts­

klassen und -normen für Eiert! festgelegt. Diese Regelung er-

folgte im Interesse des geordneten Verkehrs mit diesen Lebens­

mitteln. 

Erlässe der Obersten Wasserrechtsbehörde behandelten den 

Grundwasserschl.ltz bel l\1ineralölunfällen, Fragen im Zusammen­

hang mit der Wasserrechts-Novelle 1969 betreffend Zuständig-

'keit., Anmeldungstermin und Verzeichnis zur Evidenthaltung 

wassergefährdender Anlagen. 
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. Förderu ngsmaßnahmen: 
====~=============== 

strukturverbesserung~n in der Landvrirtschaft: 

. Verkehrs<:rschlleßung ländLLcher Gebiete: 

Diese Maßnahme umfaBt die Errichtung von i'Jeganlagen und 

Seilaufz~gen, die vornehmlich fUr die Erschließung land­

wirtschaftlicher Betriebe und landwirtschaftlich genutz-

ter Flächen dienen. Im Jäh~e 1970 wurden folgende Leistungen 

erbracht: -
erschlossene 

Höfe 
Weglängen 

km 

1 .l.j·oo, 0 

;P16ktrifizierung ländlicher Gebiete: 

z ugevlie sene 
Bundesmittel 

in 1000 S 

195,300 

Die Förderung umfaßt die Herstellung des Anschlusses 

fUr landwirtschaftliche Betriebe und sonstige ländliche 

. Anv-lesen an das bestehende Leitungsnetz, sovJie die Ver­

stärkung nicht mehr ausreichencEr Verteilungsnetze . 

apgeschl. 
" Höfe 

3.248 

.. : ...... . 

angeschl. 
.soDst".Qbj. 

3.oli·9 

Leitungen 
km 

545,8 

Trafo 

173 

zugewiesene 
Bundesrnittel 
in 1000 S 

13,000 

zusammen- G~m. Maßnahmen u. . Anlagen ausgesie- zuge"iiesene 
gelegte vJege Gräben. Entwässe- delte Bundesmittel 

"Fläche km km rungen Gebäude in 1000 S 
ha ho. 

21. 514 715,6 53,3 4q-,~ 
""./ 

l~ 3 53~000 
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Landwirt~chaftliches 

Besitzaufstockung: 

Im Jahre 1970 wurden mit Hilfe von zinsverbilligten Agrar­

investitionskrediten 1.750 landwirtschaftliche Betriebe 

mit 5.433 ha aufgestockt. Zur Finanzierung des Kaufpreises 

von 299,2 Mill. S wurden rund 47 Mill.S Agrarinvestitions­

kredite bewilligt. 

Baurnaßnahmen :. 

Vorhaben 
insgesanl"t d8.von fertig 

267 

Geswi1tkosten 
S 

81~ , 1~ 5 0. 13~3 .. --

BäuerllcherBesi tzstru)<:turfonds: 

z uge\11 c S '2 Dr:'.: 

Bunde srhi.ttE; 1 
S 

t::. , r, " b-" I..J, .l;70. 'T. 0,--

Der Btiuerliche Besitzstrukturfonds hat die Aufgabes durch 

gezielte ;vlaßnahrllen rrdtzutlelfen .. dle Besitzstr'ul{tur N5,Ui:.T-

lieher Betriebe zu verbessern und damit die Voraussetzung 
f'." • 
0 .. ·u.r 8l.ne rationelle Wirtschaftsweise zu schaffen. 

Im ersten Halbjahr 1971 wurden folgende För­

deruDgmnaBnahmr:m durchgeführt: 

Zahl der 
Verfahrei1 

13 

Zinsenzuschüsse 

Kreditsumme 
S 

angekaufte 
Fläche 

ha 

1.61~7 .. 1t9 

Durch die Herausgabe von Katalogen über die Landrnaschinen-

selbstkosten wird den Landwirten eine Grundlage fUr die Be­

rechnung v6n Arbeitskosten im Rahmen der motorisierten Nach~ 

barscbaftshilfe gegeben. Es 1tmrden Schulw1gskurse für Ge­

schäftsfUhrer von Mascbinenringen abgehalten, um die bei der 

GrUnc1uI1g und Leitung von j'ljaschinenringen auftretenden orga­

nisatorischenund technischen Schwierigkeiten besser bewäl-

tigen zu kUnnen. Die Tätigkeit solcher Geschäftsführer von 

vereinsmäBig gegrUndeten!'.laschlnenrirrg~n vrurden durch eloe 

Starthilfe aus öffentlichen Mitteln gefördert. Im Jahre 1970· 
wurden 96 GE::schäftsführer ml t e:Lnem Bunde~)be i trag in der Höhe 
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von 456.978,-- S gefördert. 

Die außerschulische Ausbildung verfolgt das Ziel, den wirt­

schaftlichen, sozialen und kulturellen Standard der bliuer­

lich~n Menschen an jenen der anderen Bevölkerungsgruppen 

heranzuftihren und jede Benachteiliglli'1g zu beseitigen. 

Schulische Ausbild\U1g: 

Gewlihrung eines Bundesbeitrages von 655.000,--S fUr diE - " Errichtung einer landwirtschaftlichen Fachschule fUr Mlidchen 

in Ober~ullendorf. 

Gewährung eines Bundesbeitrages von 3 I'!Jill.S rUr die Moc1er­

nisierung des bäuerlichen Schulungsheimes lIHaiffeisenhof ll 

in Graz. 

Gewährung eines Blmdesbeitrages von 650.000,--S für den 

Ausbau der landwirtsQhaftlichen Fachschule fUr Mlidchen 

Buchhof bei Wolfsberg~ 

Verleihung des Öffentlichkeitsrechtes an die landwirtschaft­

liche Fachschule für Burschen in Föderlach. 

Ge0lihrung ~ihesBundesbeitrages von 1 Mill.S fUr die Er­

richtung eines landwirtschaftlichen Schulungszentrums in 

Linz. ~vegsche id. 

Aue'er'schulische Ausbildung: 

Die landwirtschaftliöhe Beratung hilft den Landwirten durch 

Versammlungen, Kurse; Vorträge und Einzelber,atungen bei der 

notwendigen betrieblichen Anpassung an die arbeitswirtschaft~~ 

liehe, marktwirtschaftliehe und preispolitische Situation. 

Auf den rasch forbschrei tenden Struktur\,!andel wird besonders 

Bedacht genommen. 

Die haus1:\;irtschaftliche Beratung hilft den Bäuerinnen bei de.r 

Umstellung des Haushaltes, um die Anpassung an die sich vian­

deInden Gege~enheit~n im Betrieb, im Haushalt und in d~r 
.... . ". /":." ,,' ... , . ". 

Fa~ilie zu finden. 

Besopderes Augenmerk bei der Beratung wird in letzter Zeit 
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auf die In:CorrnatiorL ,und Aufklärung auf sozialökonomischern, 

Gebiet gerichtet. Der Unterrichtung oer bäuerlichen Familien 

über Sozialmaßnahmen, über die Möglichkeiten des Arbeits­

marktförderungsgesetzes, Hber zvreckmäBige und zukunfts-· 

orientierte Ausbildungsmöglichkeiten der Kinder sowie über 

Fragen des auBerlandwirtschaftlichen Zu- und Nebenerwerbs 

wird in diesem Rahmen vorrangige Bedeutung beigemessen. 

Die Zusar":!menarbei t nüt (1<:;n Landesarbeitsämtern wir'd immer 
'v'e"'l tpJ" al'CCFrc"),,,·,-'-v ~~ ....... _ ~ _{.J.,) 0""" ~< c .... l ..... lt 4 

..... 
Dieauß(;rf:3cl:1ulische Ausbildung vdrd auch durch Weiterbil­

dungskurse auf breitester Ebene durchgeführt. Im Jahre 1970 
wurden u~a. über 4.000 Fachvorträge und 880 Lehrfahrten und 

Feldbegehungen ahgehalten. 

Das Bundesminis'c.erj.um für Land- und Forst1iJlrtschaft hat :i.:h 

diesem Jahr fUr die Landjugendarbeit 5 v-ieitere "Arbeitsauf­

gabenhef'te ti l~erausgegeben und zwar: 

"Unfallfrei mit fneinem Moped ll 

!!Unfallfrei mit einem PKlil!' 

"Wir planen Sportanlagen" 

Hlch bitte zu Tisch" 

"Ich richte ein Zimmer ein" 

Daneben laufen in allen Bundesländern Berufsleistungs-, Rede-, 

Sport- und SpezialvJettbewerbe. 

Durch alle diese Maßnahmen wird versucht~ das Bildungsniveau 

der ländlichen Jugend ständig zu'verbessern. 

Maßnahmen zur Entwlcklun0er Berggebiete und zur Schaffung von 

Eiwerbsmöglichkeiten in kleinbliuerlichen Gebieten: 

Durch die IIlandwirtschaftliche Regionalförderung" wurde die 

Grundlage fUr eine echte Regionalpolitik geschaffen. Im Rahmen 

dieser Aktion stellen Maßnahmen zur Schaffung von Zu- und 

Hebenernerbsmögl iC:'lkei ten vor allem auf dem Gebiet des bäuer':" 

lichen Fremdenverkebrs einen besonderen Schwerpuhkt dar. 
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Die Förderung der Maßnahmen Besitzfestigung, Umstellung 

und Alm- und VJeidewirtscll.aft erreichte 1970 folgenden 

Umfang: 

'Anzahl der 
Betriebe 

26. 7l~2 

Gesamtkosten 
S 

750,593.591, ~,-

Bergbauernzuschuß~97<.2..!.. 

Bundesmittel' 
S 

95,880.011,--

Iv'Ji t . der Aus3..Olhi ung des Bergbauernzm3cl1usses wux'de im J8,hre 

1970 erstinals in österreich der Versuch unternommen, einen 

Ausgleich der besonderen bergb~uerlichen Produktions erschwer­

niss~ sowie eine Abgeltung der für die Allgemeinheit wichti­

gen übervIirtschaftlichen Leist~;mgen der Bergbauern herbeizu­

führen. Jeder Bergbauer erhielt einen ZuschuB in der Höhe 

von 300~-- S. FUr 109.057 Betriebe wurden 32 s 717.100,--S 
. ausgeworfen. 

Entwick~!lngspl~n für Berggebiet.e: 

Das unter Vors i tz des Bundeskanzlers und unter f\1i tarbe i t des 
BW1desministers für Finanzen ausgearbeitete Sonderprogramm 

für Berggebiete stellt einen entscheidenden Schritt zur 

Weiter~ntwicklufig der Berggebiete dar. Als Schwerpunkte dieses 

Sonderprogrammes sind die weitere Yerbesserung der Infrastruk­

tur im l~ndlichen Raum, die Modernisierung, Rationalisierung 
und' f"larktanpassung der Bergbauernbetriebe, der Ausbau der 

Nebenerwerbsmöglichkei ten. und le.istungsgebundeEe· Einkommens­

hilfen zur Verhinderung unert\TÜnschter Abvranderung vorgesehen . 

. Weinbau: 

Im Jahre 1970 wurde der Ausbau von rund 56.000 hl Lagerraum 
bei Win~ergenossenschaften gefördert; Diese Maßnahme stellt 

eine Grundvoraussetzung für die Durchführung von Narktent­

lastungsmaBnahmen des \~einwirtscha.ftsfonds dar. 

Obstbau: 

Mi~ Hilfe öffentlicher Mittel konnten 3.060 t Lagerraumer­
richtet ·werden. 
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Gartenbau: 

Der Schvlerpun1ct der Förderung lag bei der Errichtung von 

Glashtiusern. Im Jahre 1970 konnten mit Hilfe zinsverbil­

ligter Kredite 184 Gewtichshäuser mit einer Fläche von 
') 

97.874 mL errichtet werden. Daneben wurde der Bau von 

103 Heizanlagen ermöglicht. 

Vi.ehzucht: 

Für·Förderun~smaBnahmen auf dem·Gebiet der Viehzucht wurden 

mehr als 34 Mill. S zur Ve~fUgung gesteilt. 

Für Förderungenauf dem Gebiet der r'1ilchwirtschaft wurden 

im Jahre 1970 mehr a.ls 3,5 Mill. S bereitgestellt. 

ltJissenschc.ft Ul]..3..._:forschung: 

Im Bundesvoranschlag197o standen fUr das Forschungs- und Ver­
suchswesen insgesamt 1j Mill. S zur Verfügung. Da mit diesem 

Betrag das Ausla.ngen nicht gefunden THerden konnte, wurden durch 

Kreditumschichtungen zusätzliche Mittel aufgebracht. Laut 

Recl1nungsahschluß 1970 beliefen sich die Ausgaben für das For­

schungs- und Versuchsvlesen auf 14.l1185.126,-- S. 

FUr 1971 ist für das Forschungs- und Versuchswesen laut Bundes­

voranschlag ein Betrag von 14,550.000,-- vorgesehen. Dies 

bedeutet gegenüber dem VOl~anschlag von 19 cTo eine ste igerung 

um 1,550.000,--3. Trotz dieser Erhöhung wird durch Umschich­

tungen versucht werden, weitere Mittel für die Forschung zur 

Verfügung zu stellen. 

Um eine großzügige PrUf- und Forschungstätigkeit in der land-

· .. -rirtschaftlichen Tiel"'produktlon 'zu ermöglichen W1d somit 

rascher Fragen bearbeiten zu können, diefUr die österreichi­

scheTierzucht vOn besorrlerer Eedeutung sind, wurde fUr die 

auf der Bundesversuchswirtschaft Königshof befindliche PrUf-
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station fUr Mast- und Schlachteigensah~ften beim Rind die 

Errichtung eines Mischfutterwerke~ zur Herstellung von Fut­

termitteln fUr Versuchszwecke in Auftrag gegeben. Beim Bun­

de~)rninisterJum fUr Beul.ten und TechnHc "wrde die Berei tstellung 

von 3j7oo.oo6~--S fUr diesen Zweck erwirkt. 

Auf deD BundesversuDhswirtschaft Wieselburg wurde ebenfalls 

fUr Versuchszwecke ~uf milchwirtschaftlichem Gebiet mit dem 
f1I' 

Bau einer GrUnfuttertrocknurtg§aDlage begonnen. Das Bundes-

ministerium fUr Bauten und Tech~ik hat fUr di~ses Vorhaben 

2, 1~00. 000, --Sberei tge ste 11 t. 

-Der Er2.eugerpre~s f~r rVlilch vmrde m:L t \'Hrkung vom 1. J'uli 1971 
e 1~11Ö11 t . 

Im Zuge der konjunkturpolitischen Msßnahmen zur Erhaltung der 

Preisstabilit~t in Österreich wurden umfangreiche Zoll sen­

kungen bzw. Zollfreisteliungen bei"Lebensmitteln, landwirt-
. .. -. . . 

schnftlichen Maschinen Gbestimmte Traktoren, Motoren, milch-

,wirtschaftliche Ger~te) und anderem im Erlaßwege erwirkt. 

Auf dem Sclll2.chtrinder,?el<tor konnte durch eine flexible Aus­

und Einfuhrregelung ein stabiler Preis aufrechterhalten wer­

den. Das hat im Sinne einer gewünschten Umstellung in der 

Rinc1erwirtschaft von der r'-1ilch- auf die Fleischproc1uktion 

lautViehz~hlung vom 3.Dezember 1970 dazu beigetragen. daß 

sich der Be!::it;and an KUhen gegenüber dem Vorjahr um fast 

'15.000 verringert hat, w~hrend.der Bestand an männlichen 

Jungrindern um rd. 47.000 StUck angestie~en ist. 

Um.bei verringerter Schlachtkälberanzahl das Kalbfleisch­

angebot durch höh~re Schlachtgewichte zu verbessern, wird 

im Rahmen der Kälbermastaktion fUr weibliche Mastkälber 

über 120 kg eine Prämie von 200.--3 gewährt. Hiemit wird auch 

beZ\ifeckt, die Aufzuchtquote 1tle iblicht:;r Rinder und damit' den 

Bestandeszugang an ivlilchkühen zu verringern~ Um die Vermitt­

lung von K~lbern zur r·jast zu erleichtern, .,<!urden Kälberver-
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steigerungen eingerichtet.· 

Durch umfangreiche Exporte von Schwelneh~lften und durch die 

Einlagerung war e:c'i möglich, ein 1.'7ei teres Absinken der Schweine-

preise aufzufangen. 

\,.,r 0.S ser,'ba.LJ.: 

Es vJUrde ej.11 rnoaernes VorbeugungsprogP2:mn des Schutzwasser·o 

baus für d:Le Jahre 19'[1 bü; 1975 ausgearbeitet. Darüber h1n8us 

wurden Richtlinien über einen modernen, integralen und vor-

beugenden Hochwasserschutz erstellt. 

Das Vorbeugungsprogramm des 8chutzwasserbaues wurde mit den 

Mitteln des heurigen J~hres in Angriff genommen. Hiebei wurde 

ein besonderer Scrlwerpuhkt auf die Ordnung des klelnen Ge-

wässE:rnetzes im ländltcl"len Raum gelegt, \'leilohne diese Ordnung 

eine umfassende und moderne infrastrukturelle Gestaltung des 

l:Eindlicllen Haur~les nicht erreichbar wäre .. Das Vorbeugungs-

programm des -Schutzwasserbaues tst naturgemäß eine langfristi-

ge Akt.ion, die sich zum Ztele setzt, den beträchtlichen Abstand 

zwischen vorhandener und erforderlicher Hochwassersicherheit 

durch eine entsprechende Steigerung vorbeugender Hochwasser­

abwehr aufzuholen, um sodann mit der künftigen ~n'cvlicklung 

Schritt halten zu können. 

Folgende flankierende Maßnahmen wurden eingeleitet: 

auf dem Gebiet des Wasser0irtschaftskatasters: Erfassung und 

Darstellung desgegem1ärtigen Ausbauzüstandes der GevTässer 

als wesentliche Ausgangsbasis für künftige vorbeugende Planun-

. gen; 

Erfassung und Dars1~ellung des Abflußgeschehens im Hochvvasser­

bereich als~':esentliche Gt'undlage für die Abgrenzw1g der Ge­

wässergefährdungsräume von den besonders zu schützenden In­

tensi vzonen der Besiedlu.ng, der \Hrtscllaft und des Verkehrs 

und zur B'e:3tlesung einer optlrnalen Raurm'lldmung und F'lächen-

. '" -.- .. :..; 
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nutzung im ge"wässernahen Bereich; 

auf dem Gebiet der Hydrographie: EinfiJ.hrung eier elektronisehen 

Datenverarbeitung zur besseren und schnelleren Erfassung und 

Auswertung der hydrologischen Statistik im besonderen Inter-

esse vorbeugender Hochwasserschutzplanungen; 

Intensivierung des Ausbaues von PegelfernmeBnetzen und des 

Prognosedienstes, um in Katastrophenfällen eine zeitgerechte 
pli 

Hochv,rasserwarnung zu ermöglichen. 

Umwelt: 

Die im Ra~nen des interministeriellen Komitees fUr Umwelt­

hygiene gebildete Arbeitsgruppe 1'\vasser und BodenIl wird ihre 

Atbeiten unter Federführung des Bundesministeriums fUr Land-

und Forstwirtschaft durchfUhren. " Dadurch wird die Möglichkeit 

gegeben seih, dle Aktivltäten des Bundesministeriums fUr Land­

und Forst\<lirtschaft mit jenen anderer Ressorts zu koordlnieren .... 

Zur weiteren Realisierung örtlicher und sachlicher Schwerp0nkt~ 

programme der Ge0ässersanierung wurden Gutachten liber die 

grundlegenden SanierungsmaBnahmen zur Verbesserung der \vasser­

güte der Mur, über die Reiriigung der Abwässe-r der r,1ilchindustrie, 

über die Reinigung der Ab0ässer der Zellstoffindüstrie unter 

besonderer Berücksichtigung der technologischen und vlissen­

schaftlichen Gesichtspunkte und über die Auswirkungen von 

Detergentien auf die Biologie der Gew~sser in Auftrag gegeben. 

Die GewässergüteuntersuchLmgen an den Grenzge1t7~SSern Drau, 

r1ur w1d 1v1arch Nurden ebenso we i tergefUhrt wie die hydrologischen 

Untersuchungen in der Mitterndorfer Senke. 

6. Bundesmin:Lsterium für Handel, Gel,A7er[Je und Industrie 

Der österrelcl1ischen Bundesregierung ist es gelungen, . . 

i~ Teilberei~hen des Agrarsekto~s im Rahmen der einzelnen EG-Markt-

ordnung, die ein ausge~Togenes System von Zöllen und Abschöpfungen 

gegen MarktstBrungen durch Niedrigpreisimporte vorsehen, Erleich­

terungen fUr die ·österreiciüschen Ausfu.hren von landl,·!irtscfla.ft­

lichen P~odukten in die EG durchzusetzen. 

Im einzelnen handelt es sich dabei um ein im Vorjahr 

abgeschlossenes Abkommen betreffend den Export von KUhen, deren 
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ab[5chöpfung~::;begU.nstigte Export. solcher rUnder ermöglicht wird. 

Am 1.April ds.J. wurde dieses Abkommen um drei Jahre ver­
längel't. 

Dte Bu.ndesregierung hat ferner in einem Abkommen im 

Zusammenhang mit der EG-Weinmarktordnung im Vorjahr die Garantie 

dafür Ubernommen~ daß bei der Ausfuhr von österreichischem Wein 

in die Gemeinschaft ein bestimmter Referenzpreis nicht unter-

schritten '/lird, wod-t!rch e:Lne Ersch1,verung der Vfeinexporte durch 

die Erhebung von Ausgleichsabgaben in den EG vermieden werden 

konnte, eine r,19.ßn8.h;:ie, die angesiclits der Bedeutung der öster;.. 

rei6hischen Weinexporte in die BRD fUr die Weinbautreibende~ 

Österreichs von besonderem Interesse ist. 

Auf dem Milchsektor gelang es, eine Vereinbarung 

bezUglicll Tilsiterktise, durch welche eine wesentliche Verrin-

g, eruPQ' 0' 0Y> T:'l' 11· ['1" hr1,o 1 "', C' .\- un 0' ['1' i T' 0" C' ~_. e"~r"'D "J: ci" l' c:: r'h"" T~X porte (.l l' C' seI' . ~ -Cl \. ..... _ . .J....J ......... l ........ ... '.~ U.,.,Jv . b .~_..... Io.J,.J J.. ........... .i. ..... J'-" ......., ..I-.J • ..t .... 

Käsesorte in die Gerne inschaft el'z:i:el t. Norden war.. auf But ter-

käse auszudehnen. 

Im Rahmen der EFTA wurde Österrelch nach j-ahrelcm[;en, 
langvlierigen Bemühungen mi t Wirkung vom 1. Jänner 1971 ein 

System variabler Einfuhrabgaben zugestandenj um Preisunter­

schiede bei landwirtschaftlichen Vormaterialien, insbesondere 

Zuckerfolgeprodukten, ausgleichen zu können. Dank dieset~l 

System ist es gelungen, für die österreichischen Zuckerrüben­

produzenten tragbare Konkurrenzverhältnisse herzustellen. 

Weiters wäre die Tätigkeit im Bereich der Stärkeför­

derung ervl~ümenswert, da dadurch der Absatz von Kartoffeln ge­

sichert werden kann. Im J"ahre 1970 wurden fü'r diese Z~:!,ecke 

S 1 7.)Ir" PI -'r::: . o,J~?J o,~~, 

wendet. 

im Jahre 1971 bisher S 9,103.0)0,57 aufge-

Letztlich vrar das Einscri.rei ten des Bundesministeriums 

für Handel, Gewerbe und Industrie in Bann, das zu Erleichte­

runsen i1T] deutschen :'letngesetz und damit zur Sicherung öster-

reichischer Weinexporte in die Bundesrepublik Deutschland 

beigetragen hat, von Bedeutung. 

.. 
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7. Bundesrninisteriumfür Verkehr: 

Im Rahmen derzurÜckhalt'enden 'I'arifpoli tik der Öster­

reichischen Bundesba11.nen vmrden die im Interesse der Land-

'wirtschaft eingeräumten Ausnahmetarife im wesentlichen un­

verändert beibehalten, obwohl seit de~ letzten, bereits vor 

Jahren erfolgten Festsetzung der Regeltarife sehr starke 

Kostensteigerungen im Eiser...bahnverkehr eingetreten sind. 

, Auf diese "leise konnten sonst unvermeidbare Belastungen der 

bä,uerlichen Bev()lkerung hintangehalten I'Jerden. 

Im Zeitraum vom 10 Juli 1970 bis 30. ,Juni 1971 wurde 

die Ausbautätigkeit auf dem Gebiete des Eernmeldesektors 

in zunehillendem Maße auf die Erweiterung der bestehenden Fern­

sprechnetze verlagert, wobei vor allem auf ländliche Versor­

gungsbereiche Bedacht genommen wurde. Dadurch wurden die für 

die Herstellung von Fernsprechanschlüssen erforder1ichen An­

schlußpunkte näher an die herzustellenden FernsprechanschlÜs­

se herangebracht, wodurc1, eine Verminderung der von den P...n­

schlußwerbern zu tragenden Kosten bewirkt werden konnte. 

Außerdem wurden, um entsprechende Erfahrungen zu sammeln, die 

Mitglieder einiger bäuer1icher Interessengemeinschaften i~ 

Rahmen einer gemeinsamen Aktion an das öffentliche Fernsprech­

netz angeschlossen, \'lodurch eine rationellere Herstellung 

der l?ernsprechanschlüsse ermöglicht wurde. Der durch eine 

solche Vorgangsweise erzielte Kostenvorteil ist den lUlschluß­

werbern zugute gekommen. 

Gemäß § 1 Absatz 2 des Fernmeldeinvestitionsgesetzes vom 

16. Juli 1971, BGB1. NI'. 312, ist bei der Erweiterung und 

Erneuerung des Fernsprechnetzes im Interesse einer möglichst 

gleichen Behandlung aller Anschlußwerber auf die Förderung 

von Anschlußgemeinschaften im ländlichen Raum Bedacht zu 

riehmen und dabei den infrastrukturellen Bedürfnissen sowie 

der kostenmäßigen Situation beim Ortsnetzbau besonderes 

All.genmerk zu widmen. 
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8. Bundesministerium fü-r Landesverteidigung: 

Durch das vom Bundesministerium für Landesverteidigung 
als Regierungsvorlage vorbereitete Bundesgesetz BGBI. 

Nr. 272/19'71 wurde insbesondere die Dauer des bisherigen 

ordentlichen Früsenzdienstes von 9 Monaten auf eine Dauer 

des nunmehrigen Grund\~Teh.rdienst8s von 6 l"lonaten verkürzt. 

Diese Regelung ermö~;licht es den \.<!ehrpflichtigen, ihr Stu­
dium, ihre sonstige berufliche Ausbildung bzw.ihre jeo,·:ei­

li ge berufliche Tätigkei t Y'lach Ableistung dieses Präsenz·­

dienstes früher als bisher aufzunehmen. 

90 }3unclesministeriurn für Bauten und Technik: 

Nach den Bestimmungen des \vormbauförderungsgesetzes 

1968, BGBI. NI'. 280/1967, wird die Errichtung von bäuerli­

chen Wohngebäuden - ausschiieBlich der für landwirtschaft­

liche oder gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestatteten 

Räume - mit öffentlichen Finanzierungsmitteln gefördert. 

Nach dem \.Johnbauförderungsgesetz. 1968 tri tt unter be­

stimmten Voraussetzungen u.a. bei Faruilienmit mehr als 

drei Kindern sowie in Fällen sozialer Härte an Stelle der 
vom Förderungswerber aufzubringenden Eigenmittel ein Dar­

lehn aus Förderungsmittelno Die Reglerungsvcrlage betreffend 

die Novellierung des genannten Bundesgesetzes sieht vor, daß 

die Laufzeit dieses Eigenmitteldarlehens auf 20 Jahre ver­
~~ngert wird; in sozialen H~rtef~llen soll überdies eine 

" Stundung möglich sein. 
Die Bestimmungen des iv'of1.J1.bauförderungsgesetzes 1 S68 

'. . . , 

über die wohnbeihilfe dienen dem Zweck, .die. \v'ohnungsauf-

wand belastung für Bevölkerungsschichten mit geringem Ein­

kommen tragbar zu gestalten. In der Regierungsvorlage betr. 

die Novel1ierung des genancJ.ten Bundesgesetzes ist ein weiterer 

Ausbau dieser Subjektförderung vorgesehen; so soll jener Teil 

des ltiohnungsaufwandes, der di e Grundlage für di e Berechnung 
des Zuschuss~s bildet, erweitert werden. 

Es wird hiezu noch bemerkt, daß die l{egierungsvorlage 

in einic;en Si tzungen des Bauten<:-i.Usschusses behandelt vrurde; 

ein endgültiger Abschluß konnte jedoch noch nicht erreicht 

\'ferden. 

.0 

.' 
t .. 
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Im Rahmen der Wohnbaufo~schurig des Bundes~iniste~iums fUr· 

. Bauten und Technik. istej.ne StGd.ie "Untersuchungen über 

tatsächliche Wohnnutzung von bäuerlichen Wohnhäusern" in 

Arbeit. 

Sie soll für den Raum Stelermark die HUnsche und For­

derungen de~ bäuerlichen Bevölkerung hinsichtlich ihrer 

Wohnung erfassen, s~aüstisch auswerten und daraus jene 

Grundlage:"!. erstellen, die für di.ePlanung landwirtschaftliT 

eher VJohnhäusEr r1 chtungswE t sEnd s1nd. Eine 12 immndfre 112 

Funktion solchEr Bauten soll damit erzielt werden. 

D1e veröffentlichung dieser ForschungsarbeLt kann noch 

l.m <Jahre 1971 erwartet werden. 

Eine weitere Forschungsarbeit sieht ein Demonstrativ­

bauvorhaben "Bauernhaus l1 in .Langenwang, Stelermark vor. 

Darni.t sollen 'den funktionellen l\nf'orderungen an ein 

bäuerLiches Wohnhaus entsprochen und die Planung u!ld bau·­

tecbni.sch€l1 Möglichkei ten ,erprobt werden. 

Das Ergebnis dieses ?rojekt~s wird vorau~sichtlich im 

Jahre 1972 vorliegen. 
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